Aktienbegriff

2.1 Bruchteil des Grundkapitals

Nach § 1 Abs. 2 AktG hat die Aktiengesellschaft ein in Aktien zerlegtes Grundkapital.
§ 8 Abs. 1 AktG lasst die Ausgabe entweder als Nennbetragsaktien oder als Stiickak-
tien zu. Der Anteil einer Aktie am Grundkapital bestimmt sich bei Nennbetragsaktien
nach dem Verhéltnis ihres Nennbetrags zum Grundkapital und bei Stiickaktien nach der
Zahl der Aktien im Verhéltnis zu sdmtlichen ausgegeben Aktien. Aus diesem Grund ist die
Gesamtzahl der Aktien auch zwingender Satzungsbestandteil (§ 23 Abs. 3 Nr. 4 AktG).
Bei Nennwertaktien ist folgerichtig der Nennbetrag jeder Aktie festzulegen. Der Mindest-
nennwert muss dabei auf einen Euro lauten, hohere Nennbetrdge miissen auf volle Euro
lauten (§ 8 Abs. 2 AktG). Bei Stiickaktien muss der rechnerisch auf die einzelne Aktie
entfallende Anteil am gesamten Grundkapital ebenfalls mindestens einen Euro betragen.

Wegen des Prinzips der Kapitalaufbringung ist eine sog. Unterpariemission, also eine
Ausgabe von Aktien unter Nennbetrag bzw. unter dem auf die einzelne Stiickaktie entfal-
lenden Betrag verboten (§ 9 Abs. 1 AktG). Eine Ausgabe iiber Nennwert (Uberpariemis-
sion) ist indes problemlos moglich. Der Betrag, um den dadurch das Gesellschaftsvermo-
gen das Grundkapital tibersteigt (das sog. Agio), ist als gesetzliche Riicklage gemal3 § 272
Abs. 2 Nr. 1 HGB zu bilanzieren.

2.2 Verkorperung der Mitgliedschaft

Die Aktie verkorpert die Mitgliedschaft in der AG. Damit sind sdmtliche mit der Aktio-
nérsstellung zusammenhéngenden Rechte verbunden. Jede Aktie gewdhrt grundsétzlich
eine Stimme in der Hauptversammlung (§§ 12 Abs. 1 Satz 1, 134 Abs. 1 AktG). Das
Stimmgewicht bemisst sich deshalb — anders als bei Personengesellschaften und dem biir-
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gerlich-rechtlichen Verein — nach Kapitalbeitragen und nicht nach Personen. Das Gesetz
sieht indes auch die Moglichkeit vor, stimmrechtslose Vorzugsaktien auszugeben, die als
Ausgleich fiir fehlendes Stimmgewicht einen Vorzug bei der Gewinnverteilung vorsehen
(§§ 12 Abs. 1 Satz 2, 139 ff. AktG).

Wihrend die Ausgestaltung als Nennbetrags- oder Stiickaktie regelt, wie die Beteili-
gungshohe in der Aktie zum Ausdruck kommt, betrifft die Ausgestaltung als Inhaber-
oder Namensaktie nach § 10 Abs. 1 AktG die Frage, wie der berechtigte Aktiondr durch
die Aktie ausgewiesen wird. Die wertpapierméiBige Verbriefung der Mitgliedschaft in
der AG in Form einer Aktie ist nach h. M. nicht zwingend. Die Gesellschaft und damit
die Mitgliedschaft entstehen auch dann, wenn eine Verbriefung weder vorgesehen noch
tatsichlich erfolgt ist.! Die Ubertragung der Mitgliedschaft erfolgt in diesem Fall durch
Abtretung eines Rechts nach §§ 398, 413 BGB.? Der Aktionir hat jedoch einen mitglied-
schaftlichen Anspruch auf Verbriefung,® der sich in erster Linie damit begriinden lisst,
dass die Verbriefung Garant der Verkehrsfédhigkeit von Aktien und damit ein wesentliches
Strukturmerkmal der AG ist.* Der Grundsatz der freien Ubertragbarkeit wird lediglich
durch Vinkulierung von Namensaktien i. S. d. §§ 68 Abs. 2, 180 Abs. 2 AktG durchbro-
chen. Praktisch erfolgt die Verbriefung durch Unterzeichnung der Aktienurkunde durch
den Vorstand.

Ist, wie in aller Regel, eine Verbriefung vorgesehen, legt die Satzung fest (§ 23 Abs. 3
Nr. 5 AktG), ob die Aktien auf den Inhaber oder auf den Namen lauten (§ 10 Abs. 1 AktG).
Auch eine Kombination aus beiden Alternativen ist mdglich. Solange die Einlage und,
falls vereinbart, zusdtzlich das Agio nicht vollstindig geleistet sind, diirfen gemaf3 § 10
Abs. 2 AktG jedoch nur Namensaktien ausgegeben werden. In der Vergangenheit war die
Namensaktie wenig verbreitet; sie wurde etwa aufgrund der gesetzlichen Mdglichkeit zur
Vinkulierung gezielt von Familiengesellschaften zur Sicherung eines geschlossenen Ak-
tiondrskreises® oder von Versicherungsunternehmen wegen der dort verbreiteten Teilein-
zahlung verwendet. Einer flichendeckenden Verwendung stand unter anderem entgegen,
dass vor allem vinkulierte Namensaktien nur in Sonderverwahrung genommen werden
konnten.®

Die Ausgabe von Inhaberaktien ist auch heute noch die hdufigere Ausgabeform. Aller-
dings lésst sich ein Trend zur Namensaktie beobachten, der auf die Einbezichung blanko-
indossierter Namensaktien in die Girosammelverwahrung zuriickgeht. Mitte der 1990er
Jahre hatte die Finanzwirtschaft die technischen Voraussetzungen fiir den elektronischen
Handel und Datenaustausch zwischen den Buchungen im Sammelbestand und den Eintra-
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gen in dem von einem Dienstleister geflihrten elektronischen Aktienregister ermoglicht.’
Der Gesetzgeber hat mit dem KonTraG den Ausschluss des Einzelverbriefungsanspruchs
durch die Satzung gemil3 § 10 Abs. 5 AktG zugelassen und den Vormarsch der Namens-
aktie durch weitere Gesetzesdnderungen zum Aktienregister, der Stimmrechtsausiibung
und dem Einsatz moderner Kommunikationsmittel flankiert.® Die letzte MaBnahme zur
Forderung der Namensaktie findet sich in der Aktienrechtsnovelle 2016. Zum Zwecke
der Erhohung der Beteiligungstransparenz geht § 10 Abs. 1 Satz 1 AktG nunmehr von der
Namensaktie als dem gesetzlichen Regelfall aus. Nach § 10 Abs. 1 Satz 2 AktG koénnen
Aktien nur noch auf den Inhaber lauten, wenn die Gesellschaft borsennotiert ist oder wenn
der Anspruch auf Einzelverbriefung ausgeschlossen ist und die Sammelurkunde bei einer
Wertpapiersammelbank oder bei einem sonstigen zugelassenen Zentralverwahrer hinter-
legt wird.’

Ein Vorteil an Namensaktien vor allem im Bereich der Publikumsgesellschaften ist die
Transparenz der Aktionérsstruktur auf der Grundlage des Aktienregisters. Dadurch kann
die AG ihre Aktionére direkt ansprechen (,,Investor Relations*) und zudem Erkenntnisse
iiber Mehrheitsverhiltnisse, konzernrechtliche Abhéingigkeiten oder bevorstehende Uber-
nahmeversuche gewinnen. Ebenfalls erleichtert wird der Einsatz von Namensaktien als
international anerkannte Akquisitionswahrung. Publikumsgesellschaften steht die Mog-
lichkeit offen, sich an in- und auslindischen Bérsen gleichzeitig notieren zu lassen. !

2.3 Aktienregister und Beteiligungstransparenz

Namensaktien werden gemal3 § 67 Abs. 1 AktG in einem Aktienregister erfasst. Nach
den Anderungen durch die Aktienrechtsnovelle 2016 ist es unerheblich, ob die Aktien ver-
brieft sind oder nicht (§ 67 Abs. 1 Satz 1 AktG). Bei einer Ubertragung haben nach § 67
Abs. 3 AktG eine Mitteilung, ein Nachweis und schliellich die Umschreibung der Aktien
zu erfolgen.

Nach § 67 Abs. 1 Satz 2 AktG miissen Aktiondre der Gesellschaft die in Satz 1 be-
stimmten Angaben mitteilen, die dann in das Aktienregister eingetragen werden. Ziel ist
ein moglichst vollstdndiges Aktienregister, das zu einer moglichst hohen Beteiligungs-
transparenz fiihrt. Intermediére, vor allem Kreditinstitute, die in aller Regel die depot-
gestiitzte Abwicklung von Aktientransaktionen vornehmen und aus diesem Grund anstelle
des eigentlichen Aktiondrs im Aktienregister stehen, haben zudem gemé8 § 67 Abs. 4 Satz
2 und 3 AktG weitere Angaben zu machen. Auf Verlangen der Gesellschaft haben Kredit-
institute der Gesellschaft mitzuteilen, ob sie Eigen- oder Fremdbesitzer der Aktien sind,
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fiir die sie im Register eingetragen sind; sind sie Fremdbesitzer, miissen sie wiederum auf
Verlangen der Gesellschaft die Angaben geméll § 67 Abs. 1 Satz 1 AktG zu der Person
libermitteln, fiir die sie die Aktien halten.!! Bei lingeren Verwahrketten fiihrt dieses Ver-
fahren im Idealfall zum sog. ultimate shareholder und garantiert, dass die Gesellschaft
tatsdchlich ihre wahren Aktionére kennt (,,know your shareholder). Fiir Investmentfonds
gelten hingegen die Sonderregeln des § 67 Abs. 1 Satz 4 AktG.

Bei VerstoBen gegen die Mitteilungs- oder Auskunftspflichten nach Abs. 1 und Abs. 4
hilt § 67 Abs. 2 Satz 2, Satz 3 AktG mit einem voriibergehenden Verlust des Stimmrechts
eine schwerwiegende Sanktion bereit.

Literatur

Kdlling, Namensaktien im Wandel der Zeit — ,,NaStraG*, NZG 2000, 631

Miilbert, Die Aktie zwischen mitgliedschafts- und wertpapierrechtlichen Vorstellungen, FS Nobbe,
2009, S. 691

Noack, Die Umstellung von Inhaber- auf Namensaktien, FS Bezzenberger, 2000, S. 291

Raiser/Veil, Recht der Kapitalgesellschaften, 6. Auflage, 2015

Rosen/Seifert, Die Namensaktie, 2000, 279.

1" Spindler/Stilz/Cahn, § 67 Rn. 85.



2 Springer
http://www.springer.com/978-3-658-09378-5

Die Aktiengesellschaft

Grundung, Organisation, Finanzverfassung
stein, P,

20186, Xll, 226 5., Softcover

ISBN: 978-3-658-009378-5



	Teil I
	Einleitung
	Kapitel-2
	Aktienbegriff
	2.1 Bruchteil des Grundkapitals
	2.2 Verkörperung der Mitgliedschaft
	2.3 Aktienregister und Beteiligungstransparenz
	Literatur







